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HINTERGRUND 
 

Der Agrar- und Ernährungssektor trägt erheblich zu Umwelt- und Klimabelastungen bei, insbesondere 
durch die Produktion und den Konsum tierischer Produkte. Für eine nachhaltigere Ernährung kommen 
verschiedene Maßnahmen infrage, die sich zum Teil stark in Wirksamkeit und Akzeptanz unterschei-
den. Kombinationen von Maßnahmen können bei Akzeptanzproblemen Abhilfe schaffen. 
 
Der Agrar- und Ernährungssektor hat einen ho-
hen Anteil an den weltweiten Treibhaus-
gasemissionen. Produktion und Konsum insbe-
sondere von tierischen Lebensmitteln tragen 
zum Klimawandel bei und führen zusätzlich zu 
lokalen Umweltproblemen wie Wasser- und 
Luftverschmutzung. Sie erhöhen das Risiko be-
stimmter Erkrankungen und beeinträchtigen Ar-
tenvielfalt und Tierwohl [1, 2] (). Da die Klima-
folgen des Lebensmittelkonsums bisher noch 
kaum reguliert sind, stellt sich die Frage, mit 
welchen Maßnahmen eine nachhaltigere Ernäh-
rung gefördert werden kann [3].   
 
Bildungs- und Aufklärungsmaßnahmen sowie 
die Kennzeichnung von Lebensmitteln oder 
Mahlzeiten mit Labels, die über Produktionsfol-
gen informieren, genießen eine hohe Akzeptanz 
[4] und können Fehleinschätzungen korrigieren 
[5] (). Ihre direkte Wirkung auf das Kaufverhal-
ten ist jedoch begrenzt und stark kontextabhän-
gig [6, 7] (). Einheitliche Labels und deren Ve-
rifizierung durch vertrauenswürdige Quellen för-
dern Glaubwürdigkeit und Akzeptanz [8] (). 
Denkbar, aber noch wenig erforscht, ist auch ihr 
Potenzial, zur Reformulierung von Produkten 
oder zur Etablierung besserer Umweltstandards 
in der Lieferkette zu motivieren [8] (). 
 
Änderungen der Entscheidungsarchitektur, 
etwa durch prominente Platzierung fleischloser 
Gerichte in Kantinen, sind kostengünstig und 
wenig intrusiv. Ihre Wirkung ist jedoch teilweise 
gering oder kontextabhängig, ähnlich wie Infor-
mationen über das Konsumverhalten anderer 
Menschen [6,9] (). Dagegen führen eine grö-
ßere Auswahl umweltfreundlicher Optionen 
oder Änderungen darin, welche Option als Stan-
dard (Default) angeboten wird, oft zu nachhalti-
geren Entscheidungen [6,10]. () Ob und wie 
solche Maßnahmen politisch gefördert wer-
den können, wird derzeit erprobt [11,12] ().

Preisinstrumente wie eine CO2-Steuer oder eine 
angepasste Umsatzsteuer für Lebensmittel 
könnten flächendeckende Verhaltensanpas-
sungen bewirken [13, 14] und haben sich in eini-
gen Studien als wirksam erwiesen [6] (). Die 
geringe Akzeptanz von Steuern [4,15] () lässt 
sich durch begleitende Maßnahmen verbes-
sern, etwa durch Preisnachlässe auf nachhal-
tige Produkte oder höhere Tierhaltungsstan-
dards [15, 16]. Zudem können Steuereinahmen 
genutzt werden, um Haushalte mit geringerem 
Einkommen zu entlasten [13] (). Wichtig ist 
auch die Motivation für die Steuer und die Ver-
wendung der Einnahmen: So wird eine Abgabe 
auf Fleischprodukte zur Förderung des Tier-
wohls eher akzeptiert als eine Abgabe zur Förde-
rung des Klimaschutzes [17] (). 
 
Staatliche Vorgaben gelten als stark intrusiv, 
sind aber nicht zwangsläufig unbeliebt. Gesetz-
liche Mindeststandards oder Beschränkungen 
besonders umweltschädlicher oder tierwohlge-
fährdender Produktionsweisen in der Tierhal-
tung werden zunehmend diskutiert und umge-
setzt. Ein Verbot der Vernichtung essbarer Le-
bensmittel durch Supermärkte etwa wird von 
der Mehrheit der Deutschen befürwortet [4] (). 
 
Auch technologische Innovationen können ei-
nen wichtigen Beitrag zur Transformation des 
Ernährungssystems leisten. So gelingt es eini-
gen Unternehmen bereits, Fleisch aus wenigen 
tierischen Zellen zu züchten, die lebenden Tie-
ren entnommen werden. Neben technologi-
schen Fragen beschäftigt sich die Forschung 
auch damit, ob dieses im Sinne des Tierwohls 
vorteilhafte gezüchtete Fleisch eine umwelt-
freundlichere und geschmacklich überzeu-
gende Alternative zu konventionellem Fleisch 
sein kann. Viele Fragen, etwa zur Akzeptanz in 
der Bevölkerung, sind jedoch noch offen [18] 
(). 
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HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN 
 
• Information, Bewusstsein und Bildung stärken: Öko-Kennzeichnungen und Umwelt-Ran-

kings ausweiten – einfache, standardisierte Labels vermitteln relevantes Wissen, könnten mög-
licherweise Anreize für bessere Umweltstandards im Sortiment und in der Lieferkette setzen und 
dadurch, selbst bei begrenzter direkter Wirkung auf die Nachfrage, zu einem nachhaltigeren Le-
bensmittelsektor beitragen. 
 

• Entscheidungsarchitektur verändern: Umweltfreundliche Optionen stärken, indem sie 
häufiger und in größerer Auswahl angeboten werden. Umweltfreundliche Optionen als Standard 
(Default) in Entscheidungsumgebungen verankern, damit klimafreundliche Entscheidungen ein-
fach, gesellschaftlich akzeptiert und zur neuen Norm werden. Die Wahlfreiheit bleibt erhalten – 
alternative Optionen erfordern eine aktive Entscheidung.  
 

• Preisinstrumente einsetzen: Preisinstrumente gezielt einsetzen – zum Beispiel durch eine ge-
staffelte CO₂-Abgabe auf klimaintensive Produkte wie rotes Fleisch oder Milchprodukte, die 
auch positive Effekte auf Gesundheit, Artenvielfalt, Luft- und Wasserqualität hätte. Dabei helfen 
eine klare Kommunikation dieser Vorteile, eine Bündelung mit anderen Politikmaßnahmen und 
eine transparente Rückverteilung der Einnahmen, insbesondere an einkommensschwache 
Haushalte. 
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